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Entscheidungsdatum

25.10.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4
StVO 1960 §29b

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. StVO 1960 § 29b heute
2. StVO 1960 § 29b gültig ab 24.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 17/2026
3. StVO 1960 § 29b gültig von 06.10.2015 bis 23.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 123/2015
4. StVO 1960 § 29b gültig von 01.01.2014 bis 05.10.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2013
5. StVO 1960 § 29b gültig von 01.07.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 52/2005
6. StVO 1960 § 29b gültig von 22.07.1998 bis 30.06.2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 92/1998
7. StVO 1960 § 29b gültig von 31.07.1993 bis 21.07.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 522/1993
8. StVO 1960 § 29b gültig von 01.05.1986 bis 30.07.1993 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 105/1986

Spruch

L501 2160047-2/12E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Irene ALTENDORFER als Einzelrichterin über die
Beschwerde von Herrn XXXX , VSNR. XXXX , vertreten durch RA Stefan Conrads, gegen den Bescheid des
Sozialministeriumservice vom 20.04.2017, OB XXXX , betreffend Ausstellung eines Parkausweises für

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20171025_L501_2160047_2_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20171025_L501_2160047_2_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138&Artikel=133&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40197303
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40201324
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40201325
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40154584
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40139695
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40046334
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12007995
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12003568
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12002812
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12002524
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10011336&Artikel=&Paragraf=29b&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR40276970
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR40175082
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR40147680
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR40065102
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR12159067
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR12153421
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1960/159/P29b/NOR12146621


Behinderte zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Irene
ALTENDORFER als Einzelrichterin über die Beschwerde von Herrn römisch 40 , VSNR. römisch 40 , vertreten
durch RA Stefan Conrads, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice vom 20.04.2017, OB römisch 40 ,
betreffend Ausstellung eines Parkausweises für Behinderte zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) und § 29b Abs. 1
Straßenverkehrsordnung (StVO) idgF als unbegründet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemäß Paragraph 28,
Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) und Paragraph 29 b, Absatz eins,
Straßenverkehrsordnung (StVO) idgF als unbegründet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

I. Verfahrensgangrömisch eins. Verfahrensgang

Die beschwerdeführende Partei (in der Folge bP) beantragte mit am 14.11.2016 im Sozialministeriumservice
(in der Folge belangte Behörde) eingelangten Schreiben unter Beifügung eines ärztlichen
Entlassungsberichtes einer Sonderanstalt für Rehabilitation vom 31.10.2016 die Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b Straßenverkehrsordnung 1960. Dieser Antrag gilt entsprechend dem Antragsformular der
belangten Behörde auch als Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses und als Antrag auf Vornahme
der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in den
Behindertenpass.Die beschwerdeführende Partei (in der Folge bP) beantragte mit am 14.11.2016 im
Sozialministeriumservice (in der Folge belangte Behörde) eingelangten Schreiben unter Beifügung eines
ärztlichen Entlassungsberichtes einer Sonderanstalt für Rehabilitation vom 31.10.2016 die Ausstellung eines
Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Straßenverkehrsordnung 1960. Dieser Antrag gilt entsprechend dem
Antragsformular der belangten Behörde auch als Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses und als
Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in
den Behindertenpass.

Mit Bescheid vom 19.04.2017 wies die belangte Behörde den Antrag der bP auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den Behindertenpass gemäß §§ 42
und 45 BBG ab. Neben der Zitierung der rechtlichen Grundlagen wurde festgehalten, dass gemäß den dem
Bescheid beiliegenden und einen Teil der Begründung bildenden Ergebnissen des ärztlichen
Begutachtungsverfahrens die Voraussetzungen für die Zusatzeintragung nicht vorliegen.Mit Bescheid vom
19.04.2017 wies die belangte Behörde den Antrag der bP auf Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber
des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den Behindertenpass gemäß Paragraphen 42 und 45 BBG ab.
Neben der Zitierung der rechtlichen Grundlagen wurde festgehalten, dass gemäß den dem Bescheid
beiliegenden und einen Teil der Begründung bildenden Ergebnissen des ärztlichen Begutachtungsverfahrens
die Voraussetzungen für die Zusatzeintragung nicht vorliegen.

Mit dem verfahrensgegenständlichen Bescheid vom 20.04.2017 wies die belangte Behörde den Antrag auf
Ausstellung eines Parkausweises nach § 29b StVO ab. Nach Zitierung der rechtlichen Grundlagen wurde
festgehalten, dass die Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in
den Behindertenpass gemäß §§ 42 und 45 BBG nicht vorzunehmen ist, weshalb es an der Voraussetzung für
die Ausfolgung eines Parkausweises mangelt.Mit dem verfahrensgegenständlichen Bescheid vom 20.04.2017
wies die belangte Behörde den Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises nach Paragraph 29 b, StVO ab.
Nach Zitierung der rechtlichen Grundlagen wurde festgehalten, dass die Zusatzeintragung "Dem Inhaber des
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Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund
einer Behinderung nicht zumutbar" in den Behindertenpass gemäß Paragraphen 42 und 45 BBG nicht
vorzunehmen ist, weshalb es an der Voraussetzung für die Ausfolgung eines Parkausweises mangelt.

Mit Schreiben vom 26.05.2017 erhob die bP gleichlautende Beschwerden gegen die vorstehend angeführten
Bescheide. Sie monierte, dass das von der belangten Behörde eingeholte Gutachten nicht ihrem
tatsächlichen Gesundheitszustand entspreche und legte zum Beweis dafür den Arztbrief eines Facharztes für
Neurochirurgie vom 22.05.2017 vor.

Mit Schreiben vom 01.06.2017 legte die belangte Behörde die Beschwerden samt Verwaltungsakten dem
Bundesverwaltungsgericht vor.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrömisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen

1. Feststellungen

Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom heutigen Tag, XXXX , wurde die Beschwerde gegen den
Bescheid des Sozialministeriumservice vom 19.04.2017, OB XXXX , betreffend die Abweisung des Antrages
auf Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den
Behindertenpass als unbegründet abgewiesen. In den Behindertenpass der bP darf sohin nicht der Zusatz
"Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" eingetragen werden.Mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom heutigen Tag, römisch 40 , wurde die Beschwerde gegen den Bescheid des
Sozialministeriumservice vom 19.04.2017, OB römisch 40 , betreffend die Abweisung des Antrages auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den
Behindertenpass als unbegründet abgewiesen. In den Behindertenpass der bP darf sohin nicht der Zusatz
"Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" eingetragen werden.

2. Beweiswürdigung

Die Feststellung ergibt sich zweifelsfrei aus den zur gegenständlichen Rechtssache vorliegenden
Verfahrensakten der belangten Behörde sowie der Gerichtsakten.

3. Rechtliche Beurteilung

Gemäß § 29b Abs. 1a Straßenverkehrsordnung (Verfassungsbestimmung) kann die Ausfolgung und
Einziehung eines Ausweises gemäß § 29b Abs. 1 StVO unmittelbar durch Bundesbehörden besorgt
werden.Gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins a, Straßenverkehrsordnung (Verfassungsbestimmung) kann die
Ausfolgung und Einziehung eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO unmittelbar durch
Bundesbehörden besorgt werden.

§ 105 StVO bestimmt hinsichtlich der Vollziehung:Paragraph 105, StVO bestimmt hinsichtlich der Vollziehung:

[ ] (5) (Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung des § 29b Abs. 1a ist die Bundesregierung betraut.[ ] (5)
(Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung des Paragraph 29 b, Absatz eins a, ist die Bundesregierung
betraut.

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß § 45
Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch
den Senat zu erfolgen. Die Ausfolgung eines Ausweises gemäß § 29b Abs. 1 StVO ist von § 45 Abs. 3 BBG
nicht umfasst. Eine sonstige gesetzliche Bestimmung, wonach in Verfahren auf Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b Abs. 1 StVO die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes durch Senate vorgesehen ist,
besteht ebenfalls nicht. Gegenständlich liegt somit Einzelrichterzuständigkeit vor. Gemäß Paragraph 6, des
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Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz –
BVwGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in
Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf
Einschätzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat
zu erfolgen. Die Ausfolgung eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO ist von Paragraph 45,
Absatz 3, BBG nicht umfasst. Eine sonstige gesetzliche Bestimmung, wonach in Verfahren auf Ausstellung
eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes durch Senate vorgesehen ist, besteht ebenfalls nicht. Gegenständlich liegt
somit Einzelrichterzuständigkeit vor.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.Gemäß
Paragraph 17, VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren
über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des
AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch vier. Teiles und im Übrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die
Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat
oder anzuwenden gehabt hätte.

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemäß Paragraph 28, Absatz eins,
VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren
einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Zu A)

G e m ä ß § 29b Abs. 1 StVO ist Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem
Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" verfügen, als Nachweis über die Berechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt
für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen über diesen
Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu
treffen.Gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO ist Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses
nach dem Bundesbehindertengesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 283 aus 1990,, die über die Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" verfügen, als Nachweis über die Berechtigungen nach Absatz 2 bis 4 auf Antrag
vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen
über diesen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
zu treffen.

Der oben zitieren Bestimmung ist zu entnehmen, dass der Ausweis gemäß § 29b StVO 1960 auf Antrag von
der belangten Behörde auszustellen ist, sofern der Antragsteller/die Antragstellerin über die
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" im Behindertenpass verfügt. Das Vorliegen dieser
Zusatzeintragung im Behindertenpass ist daher (einzige) Voraussetzung für die Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b StVO 1960Der oben zitieren Bestimmung ist zu entnehmen, dass der Ausweis gemäß Paragraph
29 b, StVO 1960 auf Antrag von der belangten Behörde auszustellen ist, sofern der Antragsteller/die
Antragstellerin über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" im Behindertenpass verfügt. Das Vorliegen
dieser Zusatzeintragung im Behindertenpass ist daher (einzige) Voraussetzung für die Ausstellung eines
Ausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO 1960
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Wie unter Punkt II.1. ausgeführt, wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom heutigen Tag die
Beschwerde gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice vom 19.04.2017 betreffend die Abweisung des
Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in
den Behindertenpass als unbegründet abgewiesen. Da sohin die Voraussetzung für die Ausstellung eines
Parkausweises gemäß § 29b StVO nicht vorliegt, war spruchgemäß zu entscheiden.Wie unter Punkt römisch
zwei.1. ausgeführt, wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom heutigen Tag die Beschwerde
gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice vom 19.04.2017 betreffend die Abweisung des Antrages
auf Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den
Behindertenpass als unbegründet abgewiesen. Da sohin die Voraussetzung für die Ausstellung eines
Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO nicht vorliegt, war spruchgemäß zu entscheiden.

Zu B)

Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch
seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, da keine Rechtsfrage zu beurteilen war, der
grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig
(vgl. zur Unzulässigkeit der Revision bei eindeutiger Rechtslage trotz fehlender Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes etwa VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053).Die Revision ist gemäß Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zulässig, da keine Rechtsfrage zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung
zukommt. Die anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig vergleiche zur Unzulässigkeit
der Revision bei eindeutiger Rechtslage trotz fehlender Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes etwa
VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053).

Absehen von einer mündlichen Verhandlung

Maßgebend für die gegenständliche Entscheidung ist, ob die bP Inhaberin eines Behindertenpasses ist, der
den Zusatzvermerk "Dem Inhaber des Passes ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" aufweist. Da diese
Voraussetzung nicht vorliegt, ist der Sachverhalt geklärt und konnte die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung unterbleiben.
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